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Allgemeine Chronik

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Selon la députée Valentine Python (verts, VD), il est primordial de coupler les mesures
de relance de l'économie suisse, en période Covid-19, avec des incitations à
l'innovation durable. Pour être précis, elle souhaite que l'économie helvétique profite
de plans de relance actuels pour se projeter vers l'innovation durable, ce qui
permettrait de combiner des objectifs sociaux et environnementaux urgents. Une telle
orientation des mesures garantirait, à long-terme, des avantages concurrentiels et un
renforcement de la résilience des entreprises face aux catastrophes sanitaires ou
environnementales. 
Le Conseil fédéral a recommandé à la chambre du peuple de rejeter la motion. Il
considère que l'innovation durable est déjà soutenue par des politiques sectorielles,
ainsi que par les projets financés par Innosuisse. De plus, il ajoute que les mesures de
soutien à l'économie perdraient de leur efficacité si elles étaient couplées à des
thématiques spécifiques, comme l'innovation durable. 
La motion a été rejetée tacitement par le Conseil national. 1

MOTION
DATUM: 25.09.2020
GUILLAUME ZUMOFEN

Geld, Währung und Kredit

Finanzmarkt

Etant donné l'engagement de la Suisse, lors de l'Accord de Paris, d'améliorer la
compatibilité des flux financiers avec les objectifs climatiques, Valentine Python (verts,
VD) a demandé au Conseil fédéral d'envisager l'instauration d'une taxe incitative sur les
transactions financières nuisibles au climat. La députée vaudoise a préconisé
l'utilisation d'une taxe face à l'échec, selon elle, des mesures volontaires. En outre, elle
a proposé de redistribuer les ressources financières dégagées aux zones vulnérables en
Suisse, comme les régions de montagne. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. Il a indiqué qu'un rapport, sur le postulat
19.3951, était déjà en cours. Il estime que les propositions du postulat de la
parlementaire vaudoise seront, ou pourront être, intégrées à ce rapport. 
A la Chambre du peuple, le postulat a été rejeté par 99 voix contre 85 et 1 abstentions.
Le camp bourgeois a voté en bloc contre le postulat. 2

POSTULAT
DATUM: 22.09.2021
GUILLAUME ZUMOFEN

Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Valentine Python (gp, VD) reichte im Mai 2021 eine parlamentarische Initiative ein, mit
welcher sie das Konzept der planetaren Belastbarkeitsgrenzen rechtlich verankern
wollte. Dieser Ansatz wurde 2009 von einigen Forschenden rund um den
Umweltwissenschafter Johan Rockström erarbeitet. Das Konzept definiert den Rahmen,
in welchem sich die Menschheit nachhaltig entwickeln kann, und fusst auf neun
Prozessen, die zusammen die Stabilität der Erde regeln. Diese Prozesse umfassen unter
anderem die Klimaerwärmung, die Übersäuerung der Ozeane, den Verlust der
Biodiversität oder die Veränderung der Bodennutzung. Durch die Anerkennung dieser
Belastbarkeitsgrenzen und durch deren Integration in das Schweizer Rechtssystem
könne den gefährlichen Auswirkungen besser begegnet werden, «die aus der
übermässigen Nutzung unserer Ökosysteme resultieren und die unser Überleben
gefährden», folgerte Python. 
Die UREK-NR gab der Initiative im August 2022 mehrheitlich keine Folge. Die
Kommissionsmehrheit war der Ansicht, dass die aktuellen rechtlichen Grundlagen
ausreichten, um den Klimawandel zu bekämpfen und die nachhaltige Entwicklung zu
fördern. Die Kommissionsminderheit hatte vergeblich argumentiert, dass sich das
Konzept der planetaren Belastbarkeitsgrenzen gut eigne, um die Klimakrise ganzheitlich
und unter Berücksichtigung der verschiedenen Wechselwirkungen zu verstehen. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 31.08.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Der Nationalrat behandelte in der Wintersession 2022 die parlamentarische Initiative
von Valentine Python (gp, VD), welche das Konzept der planetaren
Belastbarkeitsgrenzen in der Schweiz rechtlich verankern wollte. Valentine Python und
Kurt Egger (gp, TG) stellten dem Rat dieses Konzept vor. Egger vertrat dabei die
befürwortende Minderheit der UREK-NR und argumentierte, dass es die Initiative
ermögliche, «den Begriff der Endlichkeit der Ressourcen in unsere Umweltpolitik und
unsere Verfassung aufzunehmen». Dies sei wichtig, damit die Menschen verstünden,
dass das Überleben der Menschheit von der Stabilität der Ökosysteme abhänge. Folglich
plädierte er für Folgegeben. Für die Kommissionsmehrheit legte Priska Wismer-Felder
(mitte, LU) dar, dass das Konzept der planetaren Belastbarkeitsgrenzen in der
Kommission unbestritten gewesen sei. Die Kommissionsmehrheit habe aber daran
gezweifelt, dass die Verankerung dieses Konzepts in der Bundesverfassung und im USG
sinnvoll wäre. Bereits heute gebe es in der BV einige Artikel, die den geforderten
Grundsätzen Rechnung trügen, so beispielsweise der Zweckartikel, der die dauerhafte
Erhaltung der natürlichen Lebensgrundlagen einfordere. Die Kommissionsmehrheit sei
überzeugt, dass es effektiver sei, konkrete Massnahmen zum Umweltschutz zu
ergreifen, als dieses wissenschaftliche Konzept rechtlich zu verankern. Anschliessend
votierte der Nationalrat mit 103 zu 84 Stimmen bei 1 Enthaltung gegen Folgegeben. Für
das Anliegen sprachen sich die geschlossen stimmenden SP- und Grünen-Fraktionen,
fast die gesamte GLP-Fraktion sowie wenige Mitglieder der Mitte-Fraktion aus. Die
Initiative ist damit erledigt. 4

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 12.12.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Klimapolitik

Im Juni 2021 reichte Nationalrätin Valentine Python (gp, VD) eine parlamentarische
Initiative zum Verbot von Werbung für CO2-intensive Produkte ein. Gemäss Initiantin
solle ein Life Cycle Assessment (LCA), also eine Analyse der potenziellen
Umweltwirkungen und der Energiebilanz während des gesamten Lebensweges,
definieren, welche Güter von diesem Werbeverbot betroffen wären. Python machte
darauf aufmerksam, dass die Schweiz proportional gesehen sehr viele Treibhausgase
ausstosse. Wenn man auch die grauen Emissionen mitberücksichtige, befinde sich die
Schweiz in punkto CO2-Emissionen pro Bewohner weltweit sogar an vierter Stelle. Es
sei daher sehr wichtig, «unsere Lebens- und Konsumweisen anzupassen». Eine
Massnahme, die ergriffen werden könne, liege in einem Verbot von Werbung für
besonders klimaschädliche Produkte.
Die RK-NR beriet dieses Anliegen im Februar 2022 und gab der Initiative mehrheitlich
keine Folge, da ihr das geforderte Werbeverbot zu weit ging. Zudem schätzte sie es als
sehr komplex ein, eine Abgrenzung des Anwendungsbereichs des Verbots zu definieren.
Diese unklare Definition würde wiederum zu Rechtsunsicherheit führen. Eine
Minderheit Fehlmann Rielle (sp, GE) beantragte Folgegeben. Für die Minderheit stellte
das LCA ein bewährtes Instrument dar, anhand dessen gut bestimmt werden könne,
welche Produkte unter das Werbeverbot fallen würden. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 04.02.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER

Der Nationalrat diskutierte in der Sommersession 2022 ein Verbot von Werbung für
CO2-intensive Produkte, wie es von Valentine Python (gp, VD) in einer
parlamentarischen Initiative gefordert worden war. Die Initiantin und ihre Mitstreiterin
Laurence Fehlmann (sp, GE) argumentierten vergeblich, dass die Werbung eine
entscheidende Rolle bei den Kaufentscheidungen spiele und ein Verbot für die
Bewerbung von CO2-intensiven Produkten, wie etwa Autos oder nicht nachhaltige
Lebensmittel, einen Beitrag zur Minderung des CO2-Ausstosses leisten könne. Auch der
Hinweis darauf, dass in der EU derzeit ein ähnliches Vorhaben debattiert werde,
vermochte die Mehrheit der grossen Kammer nicht zu überzeugen.
Kommissionssprecherin Barbara Steinemann (svp, ZH) legte hingegen dar, dass ein LCA,
wie es die Initiative forderte, äusserst aufwändig sei und das geforderte
Wettbewerbsverbot quasi die ganze Werbebranche in Frage stelle. Der Initiative wurde
schliesslich mit 121 zu 69 Stimmen keine Folge gegeben. Sie ist damit vom Tisch. 6

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.06.2022
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Um der Zunahme von Hitzewellen besser begegnen zu können, wollte Valentine Python
(gp, VD) den Bundesrat damit betrauen, einen Bericht zu dringend notwendigen
Anpassungen im Gesundheitswesen zu erstellen. Nachdem Therese Schläpfer (svp, ZH)
das Geschäft in der Sommersession 2023 bekämpft hatte, weil sie es für eine
«Panikmache» hielt und die Gesundheitsversorgung Sache der Kantone sei, behandelte
der Nationalrat den Vorstoss in der darauffolgenden Herbstsession. Dort erhielt die
Postulantin Unterstützung von Gesundheitsminister Berset. Dieser hob hervor, dass die
steigenden Temperaturen ein Problem für die öffentliche Gesundheit darstellten.
Deshalb seien verschiedene Arbeiten im Gange – beispielsweise ein Forschungsprojekt
vom National Center for Climate Services (NCCS) zu den gesundheitlichen
Auswirkungen des Klimawandels und eines vom BAG in Zusammenhang mit dem
Aktionsplan «Anpassung an den Klimawandel in der Schweiz». Der von Python
geforderte Bericht könne dazu dienen, die Entwicklungen zusammenzufassen, weshalb
der Bundesrat die Annahme des Postulats empfahl. Dennoch lehnte die grosse Kammer
den Vorstoss mit 101 zu 82 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) ab. Die Fraktionen der SP, GLP
und Grünen sprachen sich zwar geschlossen für den Vorstoss aus, wurden allerdings
von der bürgerlichen Mehrheit überstimmt. 7

POSTULAT
DATUM: 13.09.2023
JOËLLE SCHNEUWLY

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Berufsbildung

Ende April 2020 forderte die WAK-SR den Bundesrat auf, in Koordination mit den
Kantonen sowie den Organisationen der Arbeitswelt Massnahmen zu ergreifen, damit
die Lehrbetriebe trotz der coronabedingten Krise weiterhin Lernende beschäftigen
und anstellen können. Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion.
In der Sondersession im Mai 2020, die aufgrund der Coronakrise auf dem Gelände der
BEA Expo stattfand, erläuterte Christian Levrat (sp, FR), dass die Kommission an zwei
Stellen Risiken für die Jugendlichen sehe: Zum einen bestehe die Gefahr, dass
Lernende, die bis jetzt keine Stelle gefunden haben, auch bis im Sommer keine finden
werden. Zum anderen befürchte die Kommission, dass einige Firmen die Weiterführung
der Ausbildung aufgrund der Coronakrise nicht finanzieren könnten und diese daher
abbrechen würden. 
Arbeits- und Bildungsminister Parmelin stimmte der Dringlichkeit des Themas zu und
plädierte ebenfalls für die Annahme der Motion. Er erläuterte, dass die vom Bund
vorgesehenen Massnahmen subsidiär diejenigen der Kantone und der Organisationen
der Arbeitswelt unterstützen würden, da diese genauer wüssten, welche Regionen und
Branchen welche Hilfen bräuchten. Der Ständerat nahm die Motion seiner Kommission
ohne Abstimmung an.
In der WAK-NR und im Nationalrat war die Motion ebenfalls unbestritten. Valentine
Python (gp, VD) wies im Plenum in einem ausführlichen Statement darauf hin, dass
tausende von Jugendlichen gefährdet seien, keine Lehrstelle zu finden. Untätigkeit und
Perspektivlosigkeit über mehrere Monate hinweg könnten für die betroffenen
Jugendlichen verheerende Auswirkungen haben, ganz zu schweigen von den sozialen
und finanziellen Folgen. Eine vom SBFI alle zwei Wochen durchgeführte kantonale
Umfrage zeige bereits einen sehr deutlichen Anstieg der Zahl der Kündigungen von
Lehrverträgen in den Kantonen Genf, Waadt und Zürich, so Python. Guy Parmelin wies
abschliessend im Nationalrat darauf hin, dass derzeit auch der Übergang von der Lehre
in den Arbeitsmarkt für die Jugendlichen mit grossen Schwierigkeiten verbunden sei.
Der Nationalrat nahm die Motion ebenfalls stillschweigend an. 8

MOTION
DATUM: 05.05.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

1) BO CN, 2020, p. 1891
2) BO CN, 2021, pp.1829
3) Medienmitteilung UREK-NR vom 31.8.22
4) AB NR, 2022, S. 2292 ff.
5) Medienmitteilung RK-NR vom 3.2.22; Pa. Iv. 21.458
6) AB NR, 2022, S. 1246 ff.
7) AB NR, 2023, S. 1606 f.
8) AB NR, 2020, S. 527 f.; AB SR, 2020, S. 224; Medienmitteilung WAK-SR vom 29.4.20
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